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Nationen für industrielle Entwicklung, auch künftig zu den
einschlägigen Aktivitäten und Projekten der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit beizutragen;

10. bekundet ihre Befriedigung über die Ermittlung neu-
er Kooperationsfelder im Rahmen der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und über die Einrichtung einer
neuen Direktion für Humanressourcen und nachhaltige Ent-
wicklung mit dem Ziel, die Zusammenarbeit in so wichtigen
Fragen wie Gesundheit, Milderung der Armut, menschliche
Entwicklung und nachhaltige Entwicklung zu verstärken, und
empfiehlt allen zuständigen Einrichtungen der Vereinten Na-
tionen, namentlich der Abteilung Nachhaltige Entwicklung
der Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale
Angelegenheiten, der Weltgesundheitsorganisation, dem Be-
völkerungsfonds der Vereinten Nationen, dem Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen und dem Sekretariats-Amt
für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten, der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit bei ihren Maß-
nahmen zur Verstärkung der Zusammenarbeit in den genann-
ten Bereichen technische und finanzielle Unterstützung zu ge-
währen;

11. begrüßt die Unterzeichnung von Vereinbarungen
zwischen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und der Weltorganisation für Meteorologie sowie dem
Umweltprogramm der Vereinten Nationen und fordert die
wirksame Umsetzung dieser Vereinbarungen;

12. nimmt Kenntnis von dem Beitrag, den die Koordinie-
rungsstelle für Drogenkontrolle der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit leistet, indem sie drogenbezoge-
ne Daten zusammenstellt und verbreitet und mit technischer
und finanzieller Unterstützung durch das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und die
Europäische Union Ausbildungsprogramme und -kurse auf
dem Gebiet der Drogenkontrolle für die Sachverständigen aus
den Mitgliedstaaten organisiert, und bittet die Geberorganisa-
tionen, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
bei der Finanzierung der Projekte zu unterstützen, die das Büro
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung und das Sekretariat der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit gemeinsam ausgearbeitet haben; 

13. begrüßt die Anstrengungen, die die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit unternimmt, um Afghanistan
durch die Schaffung entsprechender Voraussetzungen in die
Lage zu versetzen, eine aktivere Rolle in der Region zu über-
nehmen und so aus den verstärkten Handels- und Exportchan-
cen Nutzen zu ziehen, nimmt Kenntnis von dem wertvollen
Beitrag der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
zur stärkeren und umfassenderen Wiedereingliederung Afgha-
nistans in die Systeme der regionalen Zusammenarbeit und be-
grüßt gleichzeitig den Einsatz des Sonderfonds der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Finanzierung ei-
niger vorrangiger Projekte in Afghanistan und bittet die zu-
ständigen Organisationen der Vereinten Nationen, wie etwa
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und die
Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan, mit dem
Sekretariat der Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit zur erfolgreichen Durchführung seiner laufenden Pro-

gramme und Projekte sowie des Aktionsplans für die Wieder-
herstellung und den Wiederaufbau Afghanistans zusammen-
zuarbeiten und diese Zusammenarbeit auch nach Auslaufen
des Plans im Jahr 2007 im Rahmen eines neuen Plans fortzu-
setzen;

14. bittet das System der Vereinten Nationen, seine zu-
ständigen Organe und die internationale Gemeinschaft, den
Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit auch weiterhin nach Bedarf technische Hilfe zum
Ausbau und zur Verbesserung ihrer Frühwarnsysteme, ihrer
Vorbereitung auf den Katastrophenfall, ihrer Fähigkeit zu ei-
ner raschen Reaktion und ihrer Wiederaufbaukapazität zu ge-
währen, mit dem Ziel, die Verluste an Menschenleben zu ver-
ringern und die sozioökonomischen Auswirkungen von Na-
turkatastrophen und Infektionskrankheiten zu mildern;

15. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Fortschrit-
ten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Außenbeziehungen und bekundet ihren
Wunsch nach einer Stärkung der Beziehungen der Organisa-
tion zu anderen internationalen/regionalen Organisationen
durch die Schaffung eines Mechanismus, der ihr den Status ei-
nes Beobachters/Dialogpartners verleiht, und durch die Akti-
vierung von Kontaktgruppen in den einschlägigen internatio-
nalen Foren;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

17. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/13
Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 13. November 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.14 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Italien, Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kroatien, Lettland, Libanon,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Moldau, Monaco, Montenegro, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russische Föde-
ration, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Zypern.

61/13. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und dem Europarat

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf das am 15. Dezember 1951 unterzeich-

nete Abkommen zwischen dem Europarat und dem Sekretariat
der Vereinten Nationen und die Vereinbarung vom 19. No-
vember 1971 über die Zusammenarbeit und die Verbindung
zwischen den Sekretariaten der Vereinten Nationen und des
Europarats, 

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005, das auf dem vom 14. bis 16. September 2005 in New
York abgehaltenen Gipfeltreffen der Vereinten Nationen ge-
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billigt wurde, einschließlich des Abschnitts über Regionalor-
ganisationen24, in dem eine Stärkung der Beziehungen zwi-
schen den Vereinten Nationen und Regionalorganisationen
wie dem Europarat befürwortet wird, 

unter Begrüßung der Ergebnisse des dritten Gipfeltreffens
des Europarats am 16. und 17. Mai 2005 in Warschau sowie
der Tatsache, dass die Staats- und Regierungschefs bei dieser
Gelegenheit die Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen
und den Sonderorganisationen befürworteten und sich ver-
pflichteten, die Millenniums-Entwicklungsziele, einschließ-
lich der umweltbezogenen Ziele, in Europa zu erreichen, 

sowie unter Begrüßung der zunehmend engen Beziehun-
gen zwischen den Vereinten Nationen und dem Europarat, 

ferner unter Begrüßung des Berichts des Generalsekretärs
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen
und dem Europarat25,

1. ist der Auffassung, dass die Zusammenarbeit mit dem
Europarat im Hinblick auf den Schutz der Menschenrechte, die
Bekämpfung von Rassismus, Diskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und Intoleranz, den Schutz der Rechte der Ange-
hörigen von Minderheiten, die Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, die
Bekämpfung des Menschenhandels und der Gewalt gegen
Frauen sowie den Schutz und die Förderung der Rechte des
Kindes verstärkt werden soll;

2. nimmt Kenntnis von der wichtigen Rolle des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte und bittet den
Menschenrechtsrat und das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte, bei der Förderung
der Achtung der Menschenrechte eng mit dem Europarat und
insbesondere seinem Menschenrechtskommissar zusammen-
zuarbeiten;

3. nimmt Kenntnis von dem Beitrag des Europarats zum
Schutz und zur Stärkung der Demokratie, unter anderem über
das Forum für die Zukunft der Demokratie, und begrüßt die
fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen
und dem Europarat auf dem Gebiet der Demokratie, der guten
Regierungsführung sowie der Demokratie- und Menschen-
rechtserziehung, insbesondere durch die Stärkung der Verbin-
dungen zwischen der Dekade der Vereinten Nationen „Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung“ und dem Projekt des
Europarats für Demokratie- und Menschenrechtserziehung; 

4. spricht sich dafür aus, die Zusammenarbeit zwischen
der Kommission der Vereinten Nationen für Friedenskonsoli-
dierung und dem Europarat nach Bedarf auszubauen, mit dem
Ziel, in Europa die Wiederherstellung und Konsolidierung des
Friedens nach Konflikten zu fördern, unter voller Achtung der
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit;

5. würdigt die laufende Zusammenarbeit zwischen dem
Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus und seinem Exe-

kutivdirektorium und dem Europarat sowie den Beitrag des
Europarats zur Durchführung der Resolutionen des Sicher-
heitsrats 1373 (2001) vom 28. September 2001 und 1624
(2005) vom 14. September 2005 und fordert die Vertiefung der
Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung bei gleich-
zeitigem Schutz der Menschenrechte;

6. befürwortet die Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Organisationen bei der Bekämpfung der grenzüberschrei-
tenden organisierten Kriminalität, der Computerkriminalität,
der Korruption und der Geldwäsche sowie bei der Förderung
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit in der Infor-
mationsgesellschaft;

7. bekräftigt ihre Unterstützung für die Zusammenar-
beit zwischen den beiden Organisationen auf sozialem Gebiet,
insbesondere im Hinblick auf den Schutz und die Förderung
der Rechte und der Würde von Menschen mit Behinderungen,
die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung und die
Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zu sozialen
Rechten für alle;

8. begrüßt die gemeinsamen Initiativen der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur und des Europarats zur Förderung des interkulturellen
Dialogs, insbesondere die Schaffung der Plattform von Faro
für interinstitutionelle Zusammenarbeit im Jahr 2005, und be-
fürwortet die Fortführung dieser Zusammenarbeit, insbeson-
dere über das Europäische Zentrum für globale Interdepen-
denz und Solidarität des Europarats sowie auch im Hinblick
auf die Förderung der kulturellen Vielfalt;

9. nimmt Kenntnis von dem konstruktiven Interesse der
Parlamentarischen Versammlung des Europarats an dem Re-
formprozess der Vereinten Nationen und begrüßt ihre Vor-
schläge für eine stärkere Einbeziehung von Parlamentariern in
die Arbeit der Vereinten Nationen;

10. ersucht die Generalsekretäre der Vereinten Nationen
und des Europarats, sich im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
gemeinsam um Antworten auf globale Herausforderungen zu
bemühen, und fordert alle zuständigen Organe der Vereinten
Nationen auf, die Stärkung der Zusammenarbeit mit dem Eu-
roparat in den genannten Bereichen zu unterstützen; 

11. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und dem Europarat“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzu-
nehmen, und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen
und dem Europarat zur Durchführung dieser Resolution vor-
zulegen.

RESOLUTION 61/14

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 13. November 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.17 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Dschibuti, Irak, Jemen, Jordanien, Kam-
bodscha, Katar, Komoren, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Marokko, Mauretanien, Oman, Saudi-Arabien, Somalia, Sudan, Syrische Arabi-
sche Republik, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate.

24 Resolution 60/1, Ziff. 170.
25 A/61/256, erster Teil, Abschn. VI.




